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Hinweis für die BRH-Aktuell Leserinnen und Leser 

Die Redaktion weist darauf hin, dass die nächste Ausgabe (29) wegen Urlaubs am 

08.08.2011 erscheint.  

Wir bitten unsere Leser um Verständnis und wünschen Ihnen erholsame Tage. 

Wir bedanken uns für Ihre Beiträge und Anregungen, die auch weiterhin willkommen 

sind. 
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01 Steuervereinfachungsgesetz ist vorerst gestoppt 

Im Zusammenhang mit der versäumten Erhöhung des Pauschbetrags für Behinderte 

hatte die Redaktion in der Ausgabe 27 des BRH-Aktuell zuletzt über das 

Steuervereinfachungsgesetz berichtet. 

Nun hat der Bundesrat das Gesetz gebremst. Der Plan wurde bereits von der 

Bundesregierung abgelehnt, nach dem vorgesehen war, die Steuererklärung nur alle 

zwei Jahre zu erstellen und die Anhebung des Arbeitnehmerpauschbetrages von 920 

auf 1.000 Euro jetzt auch zurückgestellt. Die Bundesregierung wird sich demnächst 
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entscheiden, den Vermittlungsausschuss heranzuziehen. Als das Maßnahmenpaket 

zur Vereinfachung der Steuer 2010 vorlag, hatte der Bundestag seine Zustimmung 

abgegeben. (Quelle: Financial Times Deutschland vom 13. Juli 2011)                                                                                                                                                                            

Seitenanfang

 

02 Steuerfreier Häuserverkauf 

Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofes (Az: IV R 34/08) kann der Eigentümer eine 

Immobilie mit fünf freistehenden Mehrfamilienhäusern steuerfrei verkaufen. Das 

Gericht erachtet das Grundstück mitsamt dem darauf befindlichen Gebäude als eine 

einzige Immobilie. Damit wird der Verkauf nicht mehr wie früher als ein gewerblicher 

Grundstückshandel behandelt. Die Gewerbesteuerpflicht entfällt, wenn mehr als drei 

Objekte veräußert werden, so die Richter. Ein Objekt ist aufgrund einer im 

Grundbuch erfassten gesonderten Nummer selbstständig. So sind auch Verkäufe in 

Millionenhöhe nach den benannten Kriterien steuerfrei. 

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 14. Juli 2011) 

Seitenanfang

 

03 Test der fondsgebundenen Rentenversicherungen 

In der August-Ausgabe der Stiftung Warentest – Finanztest – haben nur zwei 

Versicherungen gut abgeschnitten, betreffend deren Angebote für fondsgebundene 

Rentenversicherungen. 

Es handelt sich um die „Interrisk“ und die „Hannoversche Leben“. Getestet wurden 

54 Beitragsangebote, die schlechteren Bewertungen ergeben sich aufgrund der 

hohen Versicherungskosten, denn je höher die Kosten der Versicherung, umso 

weniger Geld fließt in die Fonds.  

Der Finanztest rät auch davon ab, Policen, die vor dem 1. Januar 2005 

abgeschlossen wurden, wegen eines Wechsels zu einem der Testsieger zu 

kündigen. Die alten Verträge sollten bis zum Ablauf gehalten werden, denn bei 

Auszahlung seien sie steuerfrei und wiegen die Kosten eines Neuabschlusses auf. 

Da es die Möglichkeit gibt, seine fondsgebundene Rentenversicherung selbst zu 

managen, sollte darüber hinaus auf die von der Versicherung gemanagte Verwaltung 

verzichtet werden. Nur so sei zu gewährleisten, dass man in die besten Fonds 

investiert, was das Unternehmen vielleicht anders entscheidet. 

Für den interessierten Leser: Der Test ist online unter http://www.test.de/fonds-

rentenversicherung veröffentlicht.  

Seitenanfang

 

04 Günstige Kredite 

In der gleichen Ausgabe wie unter 03 hat Finanztest die Anbieter von Abrufkrediten 

getestet. Dafür wurden 139 Kreditinstitute befragt, welche Kredite sie ohne die 

Koppelung an Kredit- oder Bankkarte anbieten. 

In erster Linie ist der Abrufkredit eine gute Alternative zum Dispokredit, der bis zu 15 

Prozent der Kreditsumme im Jahr kosten kann. Finanztest ermittelte als günstigsten 

Kredit dieser Kategorie 4,88 Prozent Kosten jährlich. Von den beteiligten Banken 

bieten jedoch nur elf einen solchen Abrufkredit zu günstigen Konditionen an. 

http://www.test.de/fonds-
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Da nur wenige Verbraucher diese Art des Kredits kennen, sollten sie den weiteren 

Vorteil ebenfalls nutzen, der in der besseren Übersicht über den Stand der 

Minusbeträge sowie erhöhter Flexibilität gegenüber Ratenkrediten besteht.  

Hierzu können Interessierte den kompletten Artikel online als PDF-Datei oder Online-

Version lesen, unter http://www.test.de/themen/geldanlage-banken/test/Abrufkredite-

Guenstiger-als-ein-Dispo-4256106-4256108/ . 

Seitenanfang

 

05 Pflegestützpunkte in Deutschland 

Als letzter Beitrag aus der Augustausgabe der Stiftung Warentest soll der Bericht 

über Pflegestützpunkte den Menschen Rat bieten, die aufgrund ihres Alters und des 

gesundheitlichen Zustandes überlegen müssen, inwieweit sie Unterstützung finden, 

ohne in ein Pflegeheim zu müssen. 

Es ist die Aufgabe dieser Stützpunkte, Menschen in solchen Situationen zu beraten, 

ob sie noch zuhause Hilfe haben können und Lösungen suchen für alle 

Pflegeleistungen. Diese Institutionen wurden auf ihre Beratungsqualität getestet. 

Durch die Reform des Pflegegesetzes besteht seit 2009 ein Anspruch auf die 

Pflegeberatung. Bundesweit gibt es 300 Pflegestützpunkte. Getestet wurden das 

Pilotobjekt und aus jedem Bundesland ein regulärer Pflegestützpunkt, so dass das 

Ergebnis auf fünfzehn getesteten Beratungseinrichtungen beruht. 

Am besten schnitt Berlin ab mit einer guten Bewertung (Note 2,1), allerdings 

erhielten lediglich vier weitere Pflegestützpunkte ein gut, daher ergibt sich nur bei 

jeder dritten Institution eine so bewertete Beratung. Zehn andere Testteilnehmer 

erhielten „befriedigend“ und nur einer ein „ausreichend“. 

Die Stärke der meisten Einrichtungen ist die Kundenserviceausrichtung. Hierbei 

zeigten die Mitarbeiter Kompetenz und Engagement bei der Beratung zu 

Pflegeleistungen. 

Als Schwäche hat sich herauskristallisiert, dass die individuelle Wohn- und soziale 

Situation der Hilfesuchenden nicht geklärt wird, dabei ist dies ein Kernpunkt der 

Beratung, damit individuell entschieden werden kann, welche Leistungen infrage 

kommen bzw. die Hilfeleistungen passen. Weiterhin gibt es Defizite im Bereich der 

weiterführenden Hilfestellungen wie beispielsweise „Essen auf Rädern“, worüber die 

Informationen fehlten. Auch bei unzufriedenen Betroffenen sind konkrete Tipps rar. 

Somit ist die gesetzliche Vorgabe einer „umfassenden“ Beratung nicht gegeben. 

Abhilfe könnte geschaffen werden, indem die Berater sich einer fachlichen und 

methodischen Qualifizierungsmaßnahme unterziehen, damit die gesetzliche Vorgabe 

erreicht wird. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter http://www.test.de/themen/gesundheit-

kosmetik/test/Pflegestuetzpunkte-Nur-jeder-dritte-beraet-gut-4149337-4149364/  

Seitenanfang

 

06 Gesetzliche Krankenkassen sollen ihre Finanzen offen legen 

Nach einem Gesetzesentwurf des Bundesgesundheitsministeriums sollen die 

Krankenkassen in Zukunft am 1. Oktober jeden Jahres einen Bericht über den 

Geschäftsverlauf samt Ergebnis zur finanziellen Lage vorlegen. Dabei geht es um 

die Aussagekräftigkeit eines solchen Berichts, der die gesetzlichen Krankenkassen 

zur Offenlegung zwingt, damit eine Insolvenzgefährdung sichtbar werde und  die 

http://www.test.de/themen/geldanlage-banken/test/Abrufkredite-
http://www.test.de/themen/gesundheit-
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damit verbundene Bedrohung einer Schließung der Krankenkasse gegebenenfalls 

abgewendet werden kann. (Quelle: Financial Times Deutschland vom 15. Juli 2011) 

Seitenanfang

 

07 SPD will Pflegereform 

Die SPD will sechs Milliarden Euro in die Pflegereform investieren und damit 

besonders Demenzkranken helfen. In der bestehenden Pflegeversicherung sind die 

finanziellen Hilfen für Demenzkranke nicht einbezogen und sollen demnach 

vorrangig behandelt werden. Dazu würde der Beitragssatz von zurzeit 1,95 Prozent 

auf 2,3 Prozent steigen, um die Mehrkosten zu finanzieren bzw. zu gewährleisten.  

(Quelle Financial Times Deutschland vom 15. Juli 2011) 

Seitenanfang

 

08 DBB  zu steigenden Versorgungskosten  

Der dbb-Vorsitzende Peter Heesen äußerte sich zum Kostenaufwand für Pensionen. 

Bernd Raffelhüschen, Volkswirt an der Freiburger Universität, hatte sich hierzu in 

einer Fernsehübertragung geäußert und die Kosten bis zum Jahr 2020 auf 20 

Prozent der gesamten Steuereinnahmen geschätzt. 

„Raffelhüschens Prognosen sind falsch! Durch ständige, gebetsmühlenartige 

Wiederholung werden falsche Prognosen nicht irgendwann zu richtigen.“ Mit diesen 

Worten wies der dbb Bundesvorsitzende Peter Heesen am 20. Juli 2011 in Berlin 

aktuelle Äußerungen von Bernd Raffelhüschen, Volkswirt an der Universität Freiburg, 

zurück, nach denen die Pensionsaufwendungen bis zum Jahr 2020 auf einen Anteil 

von 20 Prozent an den gesamten Steuereinnahmen der öffentlichen Hand ansteigen  

sollen. Mit entsprechenden Berechnungen werden Raffelhüschen und der  

Bund der Steuerzahler in der Tagesschau von 20. Juli 2011 zitiert. 

Die einzige Quelle mit seriöser Datenbasis zu dieser Frage sei der  

letzte gemeinsame Versorgungsbericht für Bund und Länder. Heesen: „Selbst  

die negativsten Prognosen gehen nur von einem Anstieg auf 14 Prozent  

bei den Ländern aus. Beim Bund und den Gemeinden sieht die Lage viel  

besser aus. Für den Gesamtstaat bedeutet das realistische Werte zwischen  

fünf und acht Prozent. Im Übrigen haben Bund, Länder und Gemeinden  

durch die Bildung von Versorgungsrücklagen vorgesorgt, was Herr  

Raffelhüschen offensichtlich ignoriert.“ 

Seitenanfang

 

09 Diskriminierung von Kassenpatienten 

Versicherte der gesetzlichen Krankenkassen werden von Ärzten bei der 

Terminplanung gegenüber den privat Versicherten deutlich benachteiligt. Dies ist das 

Ergebnis einer Umfrage der AOK Rheinland/Hamburg. Dafür wurden mehr als 800 

Telefonate mit Facharztpraxen geführt, indem sich der AOK-Beauftragte zunächst 

als Kassenpatient, dann als Privatpatient einen Termin geben ließ. Bei den 

Radiologen waren es 52 Tage Unterschied zugunsten der Privatpatienten. Beim 

Augenarzt musste ein gesetzlich versicherter Patient 21 Tage länger warten. 

Wilfried Jacobs, Chef der AOK Rheinland/Hamburg, sieht nur eine Möglichkeit, 

dieses diskriminierende Verhalten abzustellen: Künftig solle man den Kassen das 

Recht geben, die Zusammenarbeit mit Fachärzten, die gesetzlich Versicherten lange 
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Wartezeiten zumuten, aufzukündigen. Aus der Umfrage lässt sich schließen, das 

auch andere Bundesländer von der Problematik ähnlich betroffen sind. 

(Quelle: Spiegel Nr. 29/2011 vom 18. Juli) 

Seitenanfang

 

10 Kritik an neuer Prämie für den Wechsel eines Beamten in die neuen 

Bundesländer 

Brandenburg und andere Ostländer wollen neue Beamte mit der „Ausgleichszulage 

bei Dienstherrenwechsel“ belohnen. Diese neue Prämie soll die Beamten anlocken 

und in Mecklenburg-Vorpommern im August Gesetz werden. Die Einführung bedarf 

der Änderung im Besoldungsrecht und ist auch so vorgesehen. Profitieren würden 

davon offensichtlich die westdeutschen Beamten. Daher kommt auch vom dbb die 

Kritik an der so genannten „Buschzulage“, der jedoch zugestimmt wurde, um das 

Weihnachtsgeld zu retten, so der Landeschef von Mecklenburg-Vorpommern, 

Dietmar Knecht. Der dbb-Vize Wolfgang Ladebeck in Sachsen-Anhalt will nicht, dass 

die Herkunft über die Besoldung entscheidet. Kritisch äußert sich auch Gerhard 

Pöschmann, stellvertretender Vorsitzender des Sächsischen Beamtenbundes, weil 

er grundsätzlich von einer guten Bezahlung für gute Beamte ausgeht. Bereits seit 

2008 zahlt Thüringen die Wechselprämie. 

(Quelle: Spiegel vom 11. Juli 2011 Nr. 28)   

Seitenanfang

 

11 Pflegereform tritt politisch wieder in den Hintergrund 

Die von Philip Rösler geplante gerechtere Vergütung der Leistungen im Rahmen der 

Pflegereform ist weder zeitlich noch in der Frage der Umsetzbarkeit geregelt. Damit 

werden Millionen Menschen, die in Deutschland Angehörige pflegen, mit der 

Problematik zurzeit allein gelassen. Der neue Gesundheitsminister Daniel Bahr hat 

zwar die Absichten seines Amtsvorgängers bekräftigt, will jedoch zunächst einmal 

den drohenden Ärztemangel in der Fläche beseitigen und die Bedingungen in den 

Gesundheitsberufen verbessern. Dadurch entsteht der Eindruck, dass die 

entscheidende und notwendige Hilfe für die pflegenden Angehörigen auf die „lange 

Bank“ geschoben wird. 

Selbst die Familienministerin Kristina Schröder, die mit der neuen 

„Familienpflegezeit“ eine Entlastung schaffen wollte, wird kritisiert. Das Modell – so 

die Kritiker – sei nicht geeignet, den üblichen Zeitaufwand der Pflege, der 

durchschnittlich fünf bis acht Jahre dauert, angemessen auszugleichen. Die 

pflegenden Angehörigen sollen ab 2012 zwei Jahre die Arbeitszeit auf maximal 

fünfzehn Stunden reduzieren können, mit einer Gehaltskürzung von 25 Prozent. 

Danach müssen sie so lange arbeiten, bis der Vorschuss abgegolten ist.  Nicht nur 

die zweijährige Dauer wird als zu gering erachtet, auch das finanzielle Risiko sowie 

der hohe Verwaltungsaufwand seien die Faktoren, die den Erfolg gefährdeten. 

(Quelle: Spiegelausgabe wie unter 10) 

Seitenanfang

 

12 Kritik der Verbände am Nationalen Aktionsplan 

Die Umsetzung der UNO-Behindertenrechtskonvention verursacht große Ärgernisse 

für Ursula von der Leyen als Sozialministerin. Die Behindertenverbände laufen Sturm 
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wegen der mangelnden Qualität des Aktionsplans. Das Papier komme der 

Berücksichtigung von Behinderten in Bezug auf deren Rechte nicht nach, die 

Regierung habe sich nur pro forma beteiligt und sei im Großen und Ganzen 

uninteressiert. Außerdem habe man Behinderte nicht wirklich und ausreichend 

beteiligt, so die unzufriedenen Äußerungen der Verbände. In der Folge dieser 

Missstände wollen die Verbände nun selbst einen Bericht an die UNO schicken. Für 

den Bericht, den Deutschland der UNO über die Fortschritte bei der Umsetzung der 

Behindertenrechtskonvention zustellen soll, war eine Stellungnahme des Deutschen 

Behindertenrats - im Entwurf des Staatenberichts – vorgesehen. Dieser wurde aus 

den genannten Gründen zugunsten des eigenen Berichts der Behindertenverbände 

abgelehnt. 

(Quelle: Spiegel Nr. 29 vom 18. Juli 2011)  

Seitenanfang

 

13 Umstrittenes Steuerabkommen mit der Schweiz 

Im dbb-Aktuell vom 21. Juli 2011 kritisiert Thomas Eigenthaler, der 

Bundesvorsitzende der Deutschen Steuergewerkschaft, die Pläne des 

Finanzministers Wolfgang Schäuble, den Schweizer Banken die Aufgabe zu 

übertragen, Nachzahlungen deutscher Kontoinhaber für hinterzogene Steuern zu 

verhandeln. 

Nach Informationen aus deutschen Regierungskreisen sei vorgesehen, dass die 

Schweizer Banken einen milliardenschweren Abschlag auf die Gewinne der letzten 

zehn Jahre an den deutschen Fiskus überweisen und dann mit den Kontoinhabern 

über eine Steuernachzahlung von höchstens 30 Prozent verhandeln.  

Mögliche Mehrergebnisse würden sie dann ebenfalls anonym überweisen. „ Für 

ehrliche Steuerzahler und auch für jene, die letztes Jahr per Selbstanzeige und mit 

hohen Steuernachzahlungen ihr Schwarzgeld legalisiert haben, ist das ein Schlag ins 

Gesicht“, sagt Eigenthaler. 

Der DStG-Chef sprach sich dafür aus, dass die Pauschale für diese Altfälle 

mindestens der Spitzensteuersatz von 42 Prozent sein müsse, da es auch in 

Deutschland erst seit 2009 die Abgeltungssteuer von 25 Prozent gibt. Außerdem 

reiche es nicht, nur die Zinsgewinne nachträglich zu besteuern: In den meisten 

Fällen handele es sich um unversteuertes Kapital. Als erfahrener Finanzbeamter 

missbilligt Eigenthaler auch, dass es keinerlei Kontrolle darüber geben soll, ob die 

Banken tatsächlich mit ihren Kunden eine Nachzahlung aushandeln. „Was passiert 

denn, wenn ein Kunde sich das Geld lieber bar auszahlen lässt und woanders hin 

flieht?“  

Seitenanfang 

 

 

 

 


